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Einleitung

& Angesichts der Globalisierung, des harten internationalen Standortwettbewerbs und immer kuarzerer Produkt-
lebenszeiten und Innovationszyklen sind kontinuierliche intensive Forschungsanstrengungen und ein rascher, funk-
tionierender Wissens- und Technologietransfer entscheidende Voraussetzungen fur ein erfolgreiches Innovations-
geschehen in der baden-wurttembergischen Wirtschaft. Nur durch stindige Innovationen, die zu technologieinten-
siven Produkten, Verfahren und Dienstleistungen sowie zu effizienten und flexiblen Formen der Betriebsorganisa-
tion fuhren, konnen Standortnachteile wie hohe Lohnkosten wett gemacht werden. Nachhaltige Wachstumsimpul-
se sind vor allem von forschungs- und wissensintensiven Industrien zu erwarten. Im nachfolgenden Bericht fir den
Ministerrat haben das Wirtschaftsministerium und das Ministerium fur Wissenschaft, Forschung und Kunst die

Eckpunkte ihrer Innovations- und Technologiepolitik umrissen. 3R



1.

Ausgangslage

Baden-Wiirttemberg ist ein international
fihrender Innovationsstandort. Dies bele-

gen folgende Kenngroflen:

Baden-Wrttemberg ist nach Berechnungen des Statis-
tischen Landesamts im europaischen Vergleich die Re-

gion mit der hochsten Innovationskraft, vor allem dank

einem Spitzenwert beim Anteil der FuE-Ausgaben
am BIP (mit 4,2% im Jahr 2005 liegt Baden-
Whrttemberg erstmals seit 1999 wieder vor Berlin

auf Platz 1 unter den Bundeslindern) und

einem Spitzenwert bei den Patentanmeldungen
beim Deutschen Patent- und Markenamt (2007:
1. Platz unter den Bundeslindern mit 13.638 Pa-
tentanmeldungen und durchschnittlich 127 Pa-

tentanmeldungen pro 100.000 Einwohnern).

Die baden-wurttembergische Wirtschaft erbrachte ca.
80 % der in 2005 in Baden-Wurttemberg fir FuE auf-
gewendeten Mittel i.H.v. 13,7 Mrd. Euro. Mit diesem
Betrag (rd. 11 Mrd. Euro) liegt Baden-Wirttemberg an
der Spitze der Bundeslinder. Im Vergleich der Jahre
2005 zu 2004 haben die FuE-Ausgaben der hiesigen
Wirtschaft sogar noch um 11 % zugenommen, wihrend

die bundesweiten Werte stagnierten.

Auf Baden-Wirttemberg entfiel im Jahr 2005 mit fast
23 % der grofite Anteil des in Deutschland titigen FuE-
Personals. Beim FuE-Personal in der Wirtschaft waren
es sogar 27 %. Von 2004 auf 2005 hat die baden-
wurttembergische Wirtschaft ihr FuE-Personal um 8 %

erhoht (bundesweit +2 %)

Baden-Wirttemberg ist eine der hochschulreichsten
und forschungsintensivsten Regionen Europas mit ei-

ner ausdifferenzierten und im internationalen Ver-

gleich leistungsfihigen Hochschul- und Forschungsinf-
rastruktur. Den Kernbestand im offentlich geforderten
Bereich bilden die neun Universititen und 22 Fach-
hochschulen sowie eine Vielzahl von aufleruniversiti-

ren Forschungseinrichtungen.

Die Hochschulen decken einen wesentlichen Bereich
des Technologietransfers ab. Nach Mafigabe des Lan-
deshochschulgesetzes nehmen sie die Forderung des
Wissens- und Technologietransfers in die Praxis als
Kernaufgabe wahr. Hochschulen und Forschungsein-
richtungen bieten zusammen ein differenziertes Spekt-
rum, das breite naturwissenschaftliche und ingenieur-
wissenschaftliche Forschungsfelder abdeckt und von
der Grundlagenforschung tber die angewandte For-

schung bis zur kommerziellen Entwicklung reicht.

Beim Technologietransfer kommt den wirtschaftsori-
entierten aufleruniversitiren Forschungseinrichtungen
eine besondere Bedeutung zu. Es handelt sich insbe-
sondere um 14 Institute der Fraunhofer-Gesellschaft
und 13 Forschungseinrichtungen der Innovationsalli-
anz Baden-Wirttemberg. Diese Einrichtungen nehmen
eine Bruckenfunktion wahr. Sie haben die Aufgabe,
neue fur die Wirtschaft relevante Technologiefelder
fur den Transfer zu erschlieflen und dieses Know-how
im Rahmen von Auftragsforschung fur die Wirtschaft

in die betriebliche Entwicklung zu implementieren.

Das Netzwerk der Steinbeis-Stiftung mit tUber 400
fachlich orientierten Transferzentren bietet vielfaltige
Leistungen wie Beratungen, Schulungen und Hilfestel-

lung bei Entwicklungsvorhaben.

Landesweit agierende Technologieinitiativen / Cluste-
reinrichtungen wie zB. die BIOPRO Baden-
Wirttemberg GmbH, die MFG Baden-Wiurttemberg

mbH, die Vereine Mikrosystemtechnik Baden-


http://www.mstbw.de/

Wiirttemberg e.V. (MST BW) bzw. Photonics BW, das
Kompetenznetzwerk Baden-Wirttemberg: Connected
(bwcon), das Forum Luft- und Raumfahrt e.V., die For-
schungsallianz Brennstoffzelle Baden-Wurttemberg,
das Kompetenznetz Nanotechnologie, das Kompe-
tenznetzwerk NANOMAT (Materialen der Nanotech-
nologie) oder der Verein Intralogistik Baden-
Whrttemberg leisten jeweils wichtige Beitrage, die
spezifischen Kompetenzen regional-, technologie- und
branchenspezifisch zu bundeln und weiter zu entwi-

ckeln.

Als Transferpartner und -plattformen unterstitzen sie
insbesondere mittelstindische Unternehmen bei Ko-
operationen mit Forschungseinrichtungen und ande-
ren Unternehmen. Ziel ist die Anwendung entspre-
chender Hochtechnologien bei der Entwicklung neuer
innovativer Produkte und Verfahren sowie die Stei-
gerung der Leistungsfihigkeit und Sichtbarkeit des

Hochtechnologiestandorts Baden-Wurttemberg.

Die Innovationsberater bei Kammern und einigen
Wirtschaftsorganisationen stehen als orts- und unter-
nehmensnahe Anlaufstellen fir alle Fragen des Tech-

nologietransfers und der Technologieférderung bereit.

Innovationen sind die wichtigsten Treiber
far nachhaltiges wirtschaftliches Wachs-
tum. Sie sind wesentliche Voraussetzungen
fir die Wettbewerbsfihigkeit der heimi-
schen Wirtschaft, sichern bzw. schaffen neue
Arbeitsplitze und tragen zum sozialen Frie-
den bei. Mafigebliche Voraussetzungen sind
dafir eine quantitativ und qualitativ interna-
tional wettbewerbsfihige Hochschul- und
Forschungsinfrastruktur und die Fihigkeit,
das Potenzial neuer Ideen und neuer Tech-
nologien flexibel und zeitnah in die wirt-
schaftliche Nutzung zu uberfihren. Verlage-
rungstendenzen kann damit entgegengewirkt

und Wertschépfung im Land gehalten wer-

den. Die staatliche Hochschul- und For-
schungsinfrastruktur ist damit als wesentli-
cher Teil des Innovationsgeschehens ein

zentraler Standortfaktor.

Die Generierung und die Forderung von Innovationen
sind grundsitzlich eine gemeinsame Aufgabe von Staat
und Wirtschaft. Bereitstellung und Ausbau einer wett-
bewerbsfihigen FuE-Infrastruktur durch den Staat sind
allein jedoch nicht ausreichend. Die Realisierung von
Innovationen hingt entscheidend von der Innovations-
fahigkeit und der Innovationsbereitschaft der Unter-
nehmen ab. Sie mussen angesichts von Kostendruck
und wirtschaftlichem Risiko in der Lage und auch dazu
bereit sein, flexibel und zeitnah neues Wissen zu nut-
zen und zu vermarkten. Weitere wichtige Faktoren,
wie zum Beispiel die Verfigbarkeit von ausreichen-
dem, entsprechend qualifiziertem Personal und von
geeigneten Finanzierungsmoglichkeiten kommen hin-

Zu.

Fir die Innovations- und Technologiepolitik
des Landes bestehen - im Sinne dieser Ar-
beitsteilung zwischen Staat und Wirtschaft -

die Hauptaufgaben darin, kontinuierlich

eine personelle und wissenschaftlich-technische Infra-
struktur bereitzustellen, die auch im internationalen
Mafistab wettbewerbsfihig ist; dies setzt insbesondere
eine verldssliche und in der Hohe angemessene
Grundfinanzierung fir Hochschulen und aufleruniver-
sitire Forschungseinrichtungen im Land voraus, die

Planungssicherheit ermoglicht;

die Forschung in den Universititen und in den aufler-
universitiren Forschungseinrichtungen in ihrer Vielfalt

sowohl in der Breite als auch in der Spitze zu fordern,

die Kapazititen der wissenschaftlichen Aus- und Wei-

terbildung am Bedarf der Wirtschaft auszurichten,



die Rahmenbedingungen fir einen erfolgreichen Wis-
sens- und Technologietransfer zwischen staatlichen
Forschungseinrichtungen und der Wirtschaft unter be-
sonderer Berucksichtigung der Bedtrfnisse von kleine-
ren und mittleren Unternehmen (KMU) stindig zu

verbessern und

sich um ein forschungs- und technologiefreundliches

Klima in der Gesellschaft zu bemuhen.

An der spezifischen Schaittstelle zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft ergeben sich

besondere Herausforderungen:

Wissens- und Technologietransfer sind keine linearen
Prozesse, bei denen moglichst fertige Forschungser-
gebnisse aus Technologiequellen wie Hochschulen
und Forschungseinrichtungen uber Mittler an Unter-
nehmen als Empfinger ubertragen werden. Wissens-
und Technologietransfer leben vom stindigen Dialog
zwischen Wirtschaft und Wissenschaft, von der Zu-
sammenarbeit und Interaktion von Unternehmen und
Forschungseinrichtungen / Instituten in konkreten
Projekten, von der rechtzeitigen Einbeziehung von
Unternehmensinteressen in den Technologieerschlie-
Bungsprozess bei den Hochschulen und Instituten, um
frihzeitig Anwendungsnihe und Orientierung an den

Marktgegebenheiten sicherzustellen.

Die wachsende Komplexitit technischer Problemlo-
sungen benotigt zunehmend die Zusammenarbeit zwi-
schen Fachleuten verschiedener Disziplinen und Ein-
richtungen. Daher haben in den letzten Jahren koope-
rative Losungen an Bedeutung gewonnen. Neben den
bereits erwdhnten Cluster- und Netzwerkaktivititen
setzt die Forschungs- und Technologieforderung des
Landes bereits seit lingerem auf Verbundforschungs-
projekte, in denen KMU eng mit Forschungs- und

Hochschuleinrichtungen zusammenarbeiten.

In der Wirtschaftsstruktur Baden-Wirttembergs
kommt kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
eine besondere Bedeutung zu. So sind beispielsweise
im Bereich des Produzierenden Gewerbes knapp 60 %
aller Beschiftigten in Unternehmen mit weniger als
500 Mitarbeitern titig. Die Einbindung von KMU in
den Innovationsprozess ist daher von besonderer Be-
deutung. Sie sind zum einen mafigebliche Impulsgeber
fur Innovationen durch die Entwicklung eigener neuer
Produkte und Verfahren als auch tuber Dienstleistungs-
und Zulieferfunktionen fir andere, meist grofle Unter-
nehmen. Zum anderen sorgen insbesondere Hand-
werksbetriebe in der Anwendung neuer Technologien
und dem Einsatz neuer Produkte fir eine Verbreitung
von Innovationen bei ihren Kunden. Gerade an KMU
werden positive Wachstums- und Beschaftigungser-
wartungen geknupft. Hinzu kommt, dass der volkswirt-
schaftliche Nutzen von Forschungs- und Entwick-
lungsprojekten in KMU einzelwirtschaftliche Ertrige
weit Ubersteigt und es haufig kleinere Unternehmen
sind, die mit hoher FuE-Personalintensitit beachtliche

Beitrage in der Spitzenforschung leisten.

Die Adaption und die Umsetzung von Innovationen
insbesondere bei KMU (aber auch bei grofieren Un-
ternehmen) werden haufig durch unzureichende eige-
ne Innovationsstrategien und den Mangel an einem ef-
fizienten Innovationsmanagement mit der notwendi-
gen professionellen Organisationsstruktur beeintrach-
tigt. Der Transfer externen Wissens in die Unterneh-
men zur Sicherung der notwendigen Know-how-Basis
im Unternehmen und zur Nutzung im unternehmeri-
schen Handeln findet dadurch oftmals nur in unzurei-

chender Weise statt.

Daher fordert die Landesregierung insbesondere den
Ausbau der Technologiekompetenz in KMU. KMU-
orientierte  wirtschafts- und technologiefordernde
Mafinahmen mildern zudem die groflenbedingten

Schwichen von KMU, damit sie ihre Stirken wie Fle-



xibilitit, Risikobereitschaft und Erfindergeist besser zur

Geltung bringen kénnen.

Wissenschafts- und Wirtschaftsseite mussen zur Gene-
rierung von Innovationen zudem in ihren unterschied-
lichen Funktionen tber Organisationsgrenzen hinweg
kompetent und vertrauensvoll zusammenarbeiten, oh-
ne hierbei die eigenen Interessen aus den Augen zu
verlieren. Beide Seiten miussen sich in ihren Fihigkei-
ten und Grenzen ,kennen lernen® und auf dieser Basis
moglichst tber einen lingeren Zeitraum eine intensive
Zusammenarbeit aufbauen. Es muss deshalb dafir ge-
sorgt werden, dass die Sprech- und Ubernahmefihig-
keit auf beiden Seiten nicht nur erhalten bleibt, son-

dern weiter verbessert wird.

Die Innovationsfihigkeit von KMU hingt entschei-
dend von der ausreichenden Verfligbarkeit des not-
wendigen qualifizierten Personals ab. Ein wichtiges
Ziel der Hochschulpolitik des Landes besteht deshalb
seit langem darin, die erforderlichen Lehr- und Ausbil-
dungskapazititen an Hochschulen und Berufsakade-
mien bereitzustellen und diese in Abstimmung mit der
Wirtschaft bedarfsgerecht weiter auszubauen. Die
maflgeblichen Sonderférderprogramme ,Hochschule
2012“ und ,Hochschulpakt 2020“ sind aktuelle Beispie-
le fiir diese Politik, um dem sich abzeichnenden Fach-
kriftemangel, der fir die KMU zur zentralen Wachs-

tumsbremse zu werden droht, zu begegnen.

Zusitzliche Herausforderungen ergeben sich
fir die Innovationspolitik des Landes aus
der gewachsenen Bedeutung der for-
schungs- und innovationspolitischen Maf}-
nahmen auf der Ebene der Europidischen

Union.

Zum einen ist die Lissabon-Strategie der Europaii-
schen Union zu berucksichtigen, die darauf abzielt,

die EU bis 2010 zum wettbewerbsfihigsten und dyna-

mischsten Wirtschaftsraum der Welt weiterzuentwi-
ckeln. Wesentlicher Teil dieser Strategie ist der Be-
schluss (,von Barcelona®), EU-weit den Anteil der
FuE-Ausgaben am BIP in diesem Zeitraum auf 3 % zu
steigern (derzeit 1,8 %). Dabei sollen die Beitrige des

Staates und der Wirtschaft sich wie 1:2 verhalten.

Der Bund hat ein 6 Mrd. Euro-Paket (bis 2009) zur Er-
hoéhung der von ihm bereit gestellten FuE-Mittel ge-
schnurt, mit dem zB. die Forschungsforderungsmittel
des BMBF bis 2009 um ca. 25 % wachsen. Auch die
Regierungschefs der Linder haben sich am 22.6.2006
ausdricklich zu dem Ziel bekannt, die FuE-Ausgaben
in Deutschland auf einen Anteil von 3 % am BIP zu
steigern. Im Jahr 2005' lag die FuB-Intensitit in
Deutschland insgesamt bei ca. 2,5 %. Im Gegensatz da-
zu  erreichten die FuE-Ausgaben in Baden-
Wirttemberg im gleichen Zeitraum den internationa-
len Spitzenwert von 4,2 %. Hierbei ist allerdings zu be-
rucksichtigen, dass der Anteil der FuE-Ausgaben des
staatlichen Bereichs (Hochschulen und aufleruniversi-
tire  Forschungseinrichtungen) an den  FuE-
Gesamtausgaben in Baden-Wirttemberg nur 20 % be-
tragt und damit weit geringer ist als der allgemein als
Optimum angesehene Anteil von einem Drittel aller
FuE-Ausgaben. Nach Auffassung des Wirtschafts- und
des Wissenschaftsministeriums liegt es damit im Inter-
esse des Landes, trotz Haushaltsenge und der Spar-
mafinahmen seine Mittel fir Forschung und Entwick-
lung ebenfalls zu erhéhen, um als wirtschafts- und
FuE-starkes Land einen Beitrag zur Erreichung des

Ziels auf Bundesebene zu leisten.

Die EU-Forschungsforderung mit der Zielrichtung
der Intensivierung der Zusammenarbeit der europdi-
schen Forscher und der Erthohung der Wettbewerbsfi-
higkeit der europdischen Industrie hat immer mehr an

Bedeutung gewonnen. Mit der Einrichtung des Euro-

Aktuellste statistische Zahlen gem. Angaben des Statistischen Lan-
desamts, PM Nr. 51/2008 vom 12.02.2008.



piischen Forschungsrats wird sich diese Entwicklung

weiter intensivieren.

Deutschland hat knapp 20 % der im 6. Forschungs-
rahmenprogramm (FRP) bereitgestellten Mittel erhal-
ten und steht damit an Platz 1 vor dem Vereinigten
Konigreich (ca. 15 %) und Frankreich (ca. 14 %). Von
den deutschen Hochschulen wurden im 6. FRP insge-
samt ca. 570 Mio. Euro EU-Forschungsférdermittel
eingeworben. Davon entfielen mit 427 EU-Projekten
knapp 142 Mio. Euro (25%) auf baden-wurttem-
bergische Hochschulen. Auch bei den 29 wirtschafts-
nahen Forschungseinrichtungen des Landes entfallen
bereits 30 % der vom Bund und der EU eingeworbe-

nen Projektmittel auf die EU.

Besonderes Augenmerk muss dabei der Einbeziehung
von kleineren und mittleren Unternehmen gewidmet

werden, da ihnen der Zugang zum EU-Rahmen-

programm besonders schwer fallt. Das Steinbeis-
Europa-Zentrum unter der Leitung des Europabeauf-
tragten des Wirtschaftsministers bietet hier bereits seit
einigen Jahren wirksame Hilfestellung an und offnet
den Zugang zum Technologietransfer auf europdischer

Ebene.

Nach Auffassung des Wirtschafts- und des Wissenschafts-
ministeriums zeigt die Auflistung, dass es erheblicher An-
strengungen bedarf, um die fihrende Rolle Baden-
Wirttembergs als Innovationsmotor Deutschlands zu er-
halten. Zur Beratung und Unterstitzung der Landesregie-
rung ist ein Innovationsrat eingesetzt worden, der sich am
11.12.2007 konstituiert hat und am 29.04.2008 zu einer
weiteren Sitzung zusammengetreten ist, um u. a. erste Ar-

beitsgruppen einzurichten.

Ziele der Innovationspolitik des Landes

Die Sicherung und der Ausbau der Position Baden-
Wirttembergs als leistungsfihiger Forschungs- und Tech-
nologiestandort im internationalen Wettbewerb sind die
ubergreifenden Zielsetzungen der Innovationspolitik des
Landes. Im Einzelnen geht es darum, die Erzeugung inno-
vativen Wissens und dessen effizienten und raschen Trans-
fer in die wirtschaftliche Verwertung von Seiten des Staates
insbesondere im Rahmen der Forschungs- und Technolo-
giepolitik mit geeigneten Mafinahmen zu stimulieren, zu
fordern und in den Abldufen zu optimieren. Bei den tech-
nologiepolitischen Mafinahmen spielt die Zielgruppe der
kleinen und mittleren Unternehmen eine besondere Rolle:
Hier geht es im Wesentlichen um den Abbau groflenbe-

dingter Hemmnisse.

Von Bedeutung fir Innovationen sind ferner allgemeine
Rahmenbedingungen wie z.B. die Verkehrsinfrastruktur,
der Schutz des geistigen Eigentums, die Verflgbarkeit
geeigneter personeller Ressourcen und der Arbeitsmarkt
sowie der sonstige relevante rechtliche und administrative
Rahmen. Auf diese Punkte wird in diesem Bericht jedoch

nicht naher eingegangen.

Vor diesem Hintergrund werden folgende strategische
Oberziele im Rahmen der Wirtschafts-, Forschungs- und

Technologiepolitik des Landes verfolgt:

= Die in Baden-Wirttemberg bestehende Forschungsinf-
rastruktur in den Hochschulen und aufleruniversitiren
Einrichtungen muss in ihrer strukturellen und themati-

schen Vielfalt und auch in der Spitze international



wettbewerbs- und leistungsfahig gehalten werden, da-
mit diese ihre Aufgabe als kompetente Wissens- und
Impulsgeber, Technologiequellen und Transferpartner

der Wirtschaft dauerhaft erbringen kénnen.

= Die Forschungs- und Technologiepolitik des Landes
soll Forschung in allen Bereichen der Innovationskette,
von der Grundlagenforschung in den Universititen
und aufleruniversitiren Forschungseinrichtungen bis
hin zur wirtschaftsnahen Forschung der industrienahen

Vertragsforschungseinrichtungen ,moglich machen®.

= In fir das Land strategisch besonders wichtigen For-
schungs- und Kompetenzfeldern sollen Potenziale ge-
zielt aufgebaut, gestirkt und weiterentwickelt werden.
Hierbei sollen vorhandene Kompetenzen auch sinn-
voll gebundelt und gegebenenfalls auch landesweit

vernetzt werden.

=  Die auf global wettbewerbsfahige, technologisch an-
spruchsvolle Produkte, Verfahren und Dienstleistun-
gen orientierte Wirtschaft muss aus der Forschungs-
infrastruktur des Landes auch weiterhin optimalen
Nutzen ziehen kdnnen. Nur so leistet diese Infrastruk-
tur mit den dort erzielten Forschungsergebnissen letzt-

lich einen Beitrag fur die Erhaltung bzw. Steigerung

der Wettbewerbsfihigkeit unserer Unternehmen (Pro-
duktivititswachstum) und damit zur Sicherung beste-
hender bzw. Schaffung neuer Arbeitsplitze. Dabei
muss alles getan werden, dass vor allem kleine und
mittlere Unternehmen moglichst leicht Zugang zu die-

sen Einrichtungen finden.

=  Vor allem kleine und mittlere Unternehmen mussen
wegen ihrer groflenbedingten Schwichen im Innovati-
onsgeschehen in ihrer Innovationsbereitschaft und

-fahigkeit gestirkt werden.

Neben den von der Wirtschaft selbst aufgebrachten FuE-
Mitteln und den vom Land hierfur bereit gestellten Mitteln
tragen  insbesondere  die  Landesstiftung  Baden-
Wirttemberg, die Deutsche Forschungsgemeinschaft, der
Bund und die Europiische Union als Drittmittelgeber zur
Finanzierung des FuE-Geschehens in Baden-Wirttemberg
bei. Daher muss auch Wert darauf gelegt werden, dass
Partner aus dem Land in der Lage sind, am Wettbewerb
um kompetitive Fordermittel aus nationalen und internati-
onalen Programmen teilzuhaben ("High-Tech-Strategie"

des Bundes bzw. 7. EU-Forschungsrahmenprogramm) und

thren Nutzen daraus ziehen konnen.

Aktuelle innovationspolitische Aktivititen

Baden-Wiirttemberg verfolgt eine vielschichtige Innovati-
onspolitik, die mit wirtschafts-, forschungs- und technolo-
giepolitischen Mafinahmen auf den verschiedenen Stufen
des Innovationsgeschehens ganzheitlich ansetzt. Nachfol-

gend werden die wesentlichen aktuellen politischen Mafi-

nahmen des Wissenschafts- und des Wirtschaftsministeri-
ums in diesen Bereichen dargestellt. Erginzend sei auch auf
die Mafinahmen des Zukunftsprogramms Mittelstand des

Wirtschaftsministeriums verwiesen.



MABNAHMEN IM BEREICH DES WISSEN-
SCHAFTSMINISTERIUMS

Das Wissenschaftsministerium betreibt seit langem eine
zielgerichtete Politik zur Stirkung der Forschung an den
Hochschulen und aufleruniversitiren Forschungseinrich-

tungen.

= Leitlinien der Forschungspolitik

Die Sicherung der wissenschaftlichen Qualitit und ei-
ne vornehmlich wettbewerbsbasierte Forschungsforde-
rung sind die prinzipiellen Kernelemente und Leitli-
nien dieser Politik des Landes. Die Forderung des
Landes erfolgt nicht im ,Gieflkannenprinzip®, sondern

grundsitzlich im Wettbewerb nach Leistung.

= Sicherung der wissenschaftlichen Exzel-

lenz

Neben diesen prinzipiellen Eckpunkten zielt die FuE-
Politik strategisch darauf ab, durch eine zielgerichtete
Berufungspolitik in den Hochschulen die ,besten
Kopfe® fur das Land zu gewinnen (Sonderférderpro-
gramme ,Qualititsoffensive® und ,SI-BW®) und da-

durch Spitzenforschung zu stimulieren.

= Bildung von Kompetenzzentren und

Netzwerken

Unterstutzt werden ferner die zukunftsorientierte Pro-
filierung der Universititen durch die universitatsinter-
ne Entwicklung von Forschungsschwerpunkten und
flexibler Strukturen (z.B. Einrichtung von Sonderfor-
schungsbereichen und wissenschaftlicher Kompetenz-
zentren, ZO III-Sonderforderprogramm ,Einrichtung
Lebenswissenschaftlicher Zentren® und ZO IV-
Sonderforderprogramm ,Einrichtung Materialwissen-
schaftlicher Zentren) bzw. die themenspezifische inter-
und transdisziplindre Zusammenarbeit und internatio-

nale Kooperationen.

Forderung innovativer hochschuliibergrei-

fender Kooperationen

Das Wissenschaftsministerium begleitet aktiv die Ent-
wicklung neuer Organisationsformen in der Zusam-
menarbeit zwischen universitirer und aufleruniversita-
rer Forschung. Als Beispiele aus jungerer Zeit zu nen-
nen sind hier u.a. das Karlsruhe Institute of Technolo-
gy, die Allianz der Universitit Heidelberg (ZMBH) mit
dem DKFZ, die Forschungskooperation der Universi-
tit Stuttgart mit dem DLR, den ortsansdssigen Max-
Planck- und Fraunhofer-Instituten oder der ,Wissen-
schaftsCampus® der WGL Tubingen (zeitlich befristete
themenorientierte Zusammenarbeit zwischen der Uni-
versitit Tubingen und dem Institut fir Wissensmedien
zum Thema ,Dynamik bildungsrelevanter Informati-

onswelten®).

Intensivierung der Zusammenarbeit von

Wissenschaft und Wirtschaft

Die Intensivierung der strukturellen Zusammenarbeit
zwischen den Hochschulen und Unternehmen ist ein
weiterer Schwerpunkt der Maflinahmen. In enger Ab-
stimmung und finanzieller Unterstutzung durch das
Waissenschaftsressort, werden dazu Unternehmen zu-
nehmend in den Aufbau von  Forschungs-
schwerpunkten einbezogen (zB. Universititen Karls-
ruhe und Stuttgart [Kfz-Forschung / Daimler, Porsche,
Audi; Opel], Universitit Mannheim [Unternehmens-
software / SAP], Universititen Heidelberg mit DKFZ,
Tubingen [Bildgebende Verfahren / Siemens] oder U-
niversitit Ulm [Transelektronenmikroskopie mit nied-

riger Spannung und Bildfehlerkorrektur / Zeiss]).

Weiterer Ansatzpunkt in diesem Bereich ist der geziel-
te Ausbau des Modells ,Industry on Campus® in Form
themenorientierter  befristeter ~ gemeinsamer For-
schungseinrichtungen von Hochschulen und Unter-
nehmen (u.a. Universitit Heidelberg [Katalyse / Che-
mie, Bildgebende Verfahren], Universitit Karlsruhe

[Chemie, Energie, Sicherheitsforschung, Leichtbau,



Dienstleistungen]). Auch hier leistet das Wissen-
schaftsministerium beratende und auch finanzielle Un-
terstitzung. So wurden beispielsweise fir das Projekt
CaRla - ein gemeinsames Katalyselabor der Universi-
tit Heidelberg mit der BASF AG - Landesmittel in
Hohe von 832.000 Euro erginzend zur Verfigung ge-

stellt.

Zentren fur Angewandte Forschung an

Fachhochschulen

Die Fachhochschulen leisten mit ihrer anwendungsbe-
zogenen Forschung und Entwicklung einen wichtigen
Beitrag zum Technologietransfer, sie sind hiufig Im-
pulsgeber fur die Wirtschaft. Das Wissenschaftsminis-
terium fordert daher mit insgesamt zwolf Mio. Euro
(2O IV-Mittel) die Einrichtung bis zu fanf weiteren
Zentren fur angewandte Forschung an Fachhochschu-
len. Bisher bestehen - aus ZO III-Mitteln finanziert -
drei Zentren fur angewandte Forschung an Fachhoch-
schulen (ZAFH) mit Hauptsitz in Stuttgart, Furtwan-

gen und Mannheim.

Entwicklung strategisch wichtiger For-

schungsbereiche

Neben den vorgenannten strukturpolitischen Mafi-
nahmen zielen die forschungspolitischen Mafinahmen
des Wissenschaftsministeriums darauf ab, die fur Ba-
den-Wurttemberg strategisch wichtigsten Forschungs-
und Technologiefelder (z.B. Life Sciences, Neue Mate-
rialien, Nano- und Mikrosystemtechnologien, Optische
Technologien, Informatik und die Energie- und Um-
weltforschung) zu identifizieren und zu unterstitzen
(ua. Offensive Biotechnologie, Forderprogramm In-
formationstechnik ~ Baden-Wiurttemberg  [BW-FIT],
Kraftwerke des 21. Jahrhunderts [KW21], Einrichtung
Materialwissenschaftlicher Zentren an den Universita-

ten des Landes [im Rahmen der ZO IV]).

Der Erfolg bestitigt diese langjahrige FuE-Politik des Lan-
des. Ein auch international sichtbares Zeichen fir die Ex-
zellenz der Wissenschaft im Lande ist das ausgezeichnete
Abschneiden der Universititen bei der Exzellenzinitiative.
Vier der insgesamt neun Eliteuniversititen liegen im Land.
Insgesamt entfallen aus beiden Runden bis zu 613 Mio.
Euro Fordersumme auf Baden-Wiurttemberg. Das ent-
spricht nahezu einem Drittel des gesamten Programmum-

fangs.

MABNAHMEN IM BEREICH DES WIRT-
SCHAFTSMINISTERIUMS

Ein besonderes Markenzeichen Baden-Wurttembergs, das
uns von anderen Lindern unterscheidet, sind die wirt-
schaftsnahen Forschungseinrichtungen. Sie beschleunigen
den Transferprozess neuer Erkenntnisse aus der Forschung
in die Wirtschaft und schaffen das Saatgut fir neue Tech-
nologien. Als Technologiequellen sorgen sie jedoch nicht
nur fir ein Angebot verschiedenster Technologien, son-
dern sie mussen sich bei ihrer Arbeit aufgrund ihrer Finan-
zierungsrandbedingungen am Bedarf aus der Wirtschaft
orientieren. Insofern liegt hier eine Mischung aus Ange-

bots- und Nachfrageorientierung vor.

Das Spektrum einer wirksamen Technologie- und Innova-
tionsforderung wird dadurch abgerundet, dass tber die
Bereitstellung von Infrastruktur hinaus auch finanzielle
Hilfen fir unternehmensdefinierte und daher rein nachfra-
georientierte einzelbetriebliche FuE-Projekte angeboten
werden. Um die Innovations- und Kooperationsbereit-
schaft auf Unternehmensseite zu erhohen, kann auf derarti-
ge Angebote auf der Nachfrageseite nicht verzichtet wer-

den.
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Einzelbetriebliche Fordermaflnahmen

Newe Firderprogramme:

Die Haushaltslage wie auch zusatzliche Mittel der EU
machen es moglich, dass ab 2008 wieder einzelbetrieb-
liche Zuschisse im Bereich der Innovationsférderung
angeboten werden konnen. Folgende Programme sind

neu:

Programm Innovationsassistent/-in:

Das Wirtschaftsministerium hat im Operationellen
Programm des ESF fir den Zeitraum 2007-2013
Mittel in Hohe von Uber 3,6 Mio. Euro fir ein
Programm Innovationssassistent/in angemeldet.
Aus dieser im Marz 2008 angelaufenen Mafinahme
wird die Neueinstellung von bis zu 300 Hoch-
schulabsolventen oder Institutsmitarbeitern im
FuE-Bereich von Unternehmen mit bis zu 100 Be-

schaftigten gefordert.

Das Programm soll dazu dienen, dem sich in den
letzten Jahren abzeichnenden Ruckgang von FuE-
Personal in der genannten Zielgruppe entgegen zu

wirken.

Mit der Neueinstellung ist der Transfer neuen
Wissens verbunden, der die Innovationsfahigkeit
der geforderten Unternehmen nachhaltig verbes-

sern soll (Transfer uber Kopfe).

Innovationsgutscheine:

Innovationsgutscheine, wie sie bereits in Irland
und den Niederlanden erfolgreich eingesetzt wer-
den, konnen dazu beitragen, dass KMU leichter
Zugang zu technischer Expertise auf dem nationa-
len wie internationalen Forschungsmarkt erhalten
und dort einkaufen konnen. Baden-Wurttemberg
ist das erste Bundesland, das im Rahmen eines
zweijahrigen Modellversuchs 2008/2009 Innovati-

onsgutscheine an kleine Unternehmen (kleiner als

50 Beschaftigte) ausgibt. Damit sollen zunéchst ca.
800 Innovationsvorhaben angeschoben werden.
Ausgegeben werden seit Marz 2008 Innovations-

gutscheine

O zu 2.500 Euro (Innovationsgutschein A)
far wissenschaftliche Titigkeiten im Vor-
feld einer innovativen Produkt- oder Pro-

zessentwicklung und

O zu 5.000 Euro (Innovationsgutschein B)
far umsetzungsorientierte Forschungs-

und Entwicklungstitigkeiten.

Die Forderung deckt beim Innovationsgutschein
A bis zu 80 %, beim Innovationsgutschein B bis
maximal 50 % der Kosten ab, die dem Unterneh-
men von der beauftragten Forschungs- und Ent-
wicklungseinrichtung in Rechnung gestellt wer-

den.

Nach Evaluation der Mafinahme wird zu entschei-
den sein, ob das Programm in die Mittelstandsfor-

derung des Landes tibernommen werden kann.

Forderung von Innovationscoaching:

Unter Coaching versteht man eine individuelle,
langerfristige Begleitung eines Unternehmens
durch einen externen Experten (Coach). Durch
die aus ESF-Mitteln erfolgende Forderung von In-
novationscoaching soll ein Beitrag dazu geleistet
werden, dass sich die Zahl der kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) in Baden-Wirttemberg
erhoht, die Produkte oder Dienstleistungen auf
den Markt bringen, die eine vollige Marktneuheit

darstellen.

Antragsberechtigt sind KMU mit Sitz in Baden-
Whrttemberg, die weniger als 250 Beschiftigte
und einen Vorjahresumsatz von hochstens 50 Mio.
Euro oder eine Vorjahresbilanzsumme von hochs-

tens 43 Mio. Euro haben. Gefordert wird die Er-
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schliefung neuer Produkt-, Prozess- oder Dienst-
leistungsfelder. Der Zuschuss betrigt 50 % der Co-
aching-Ausgaben auf Tagewerkbasis, maximal 400
Euro pro Tagewerk. Der zuschussfahige Hochst-
satz fur einen Coaching-Tag mit 8 Stunden betrigt

800 Euro.

Fortsetzung/Verbesserung bei beste-

bhenden Firderprogrammen:

Technologieforderungsprogramm der

L-Bank (ehem.: Programm "Moderne Technolo-
gien"):

Mit Hilfe der EU-Strukturfondsforderung ,Regio-
nale Wettbewerbsfahigkeit® 2007 bis 2013 werden
landesweit die Zinskonditionen bei KMU-
Vorhaben zur Einfihrung von neuen Produkten
und Verfahren verbessert. Auflerdem werden in
Kooperation mit der KfW Kombi-Produkte ange-

boten, die aus Darlehen und Burgschaften bzw.

stillen Beteiligungen bestehen.

Risiko- und Beteiligungskapital:

Das Wirtschaftsministerium hat im Marz 2007 den
Risikokapitalfonds des Landes bei der MBG Mit-
telstindische  Beteiligungsgesellschaft ~ Baden-
Wrttemberg GmbH, der sich stark in den frihen
Unternehmensphasen engagiert, um 1 Mio. Euro
aufgestockt. Die Kreditanstalt fir Wiederaufbau
(KfW), die LBBW-Venture Capital GmbH und
die MBG haben im September 2007 gemeinsam
einen neuen Fonds fur junge Technologieunter-
nehmen in Hohe von 30 Mio. Euro aufgelegt. Fer-
ner bietet die MBG seit Oktober 2007 in Koope-
ration mit der KfW-Mittelstandsbank ein speziel-
les Genussrechtsprogramm an, das etablierten mit-
telstindischen Unternehmen bilanzielles Eigenka-

pital (Mezzaninekapital in HBG/EK-Qualitit) zur
Verfugung stellt.

2.

Offnung wirtschaftsnaher Forschungsein-

richtungen fir KMU

Nicht zuletzt aufgrund der zunehmenden Komplexitit

moderner Technologien wichst auch bei KMU die Not-

wendigkeit, im Innovationsprozess auf externe Hilfe von

Instituten und Forschungseinrichtungen zurtuckzugreifen.

Die Beziehungen zwischen KMU und diesen Einrichtun-

gen lassen sich

entweder durch Anreize verbessern, die dazu beitra-
gen, dass sich diese stirker fur die genannte Klientel

offnen,

oder durch entsprechende Mafinahmen, die die An-
bahnung von Kontakten bzw. die Intensivierung des
Dialogs zwischen Unternehmen und Forschungsein-

richtungen/Hochschulen beglnstigen.

Zu nennen sind folgende Mafinahmen und Programme:

Forschungsprimie des Bundes:

Um die Bearbeitung von KMU-Auftrigen, die in der
Regel einen kleineren Umfang verbunden mit einem
relativ hohen Akquisitionsaufwand haben, fur For-
schungseinrichtungen interessanter zu machen, hat das
BMBF im Februar 2007 eine Forschungsprimie einge-
fahrt. Diese Primie in Hohe von 25% der KMU-
Auftragsvolumina erhielten zundchst nur Hochschulin-
stitute und gemeinsam von Bund und Lindern grund-
finanzierte Forschungseinrichtungen. Mit Bekanntma-
chung vom 01.10.2007 hat das BMBF mit der sog. "For-
schungsprimie Zwei" diese Forderung auch auf andere

gemeinnutzige Forschungseinrichtungen ausgedehnt.

Mit dem Zuschuss werden nicht die KMU-Auftrige
selbst verbilligt, sondern der Zuschuss geht an die For-
schungseinrichtung, damit diese Mafinahmen z.B. zur

Verbesserung des Technologietransfers oder Stirkung
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der anwendungsbezogenen Kompetenzen ihrer Mitar-

beiter/innen ergreifen kann.

Das Wirtschaftsministerium hatte sich nachhaltig fur
die Ausweitung dieser Fordermafinahme eingesetzt;
die Institute der Innovationsallianz ~ Baden-
Wirttemberg sind im November 2007 vom zustindi-
gen Projekttriger Uber die Inhalte und Antragsmodali-

taten der Fordermafinahme unterrichtet worden.

KMU-Primie des Landes:

Weil die allein vom Land institutionell geforderten
Forschungseinrichtungen zunichst von der For-
schungspramie des Bundes ausgeschlossen waren, hat
das Land im Jahr 2007 Mittel in Héhe von 700 Tau-
send Euro erfolgshingig als KMU-Primie an die betref-
fenden Institute ausgeschuttet. Mafigeblich waren da-
bei die Anzahl der KMU-Auftrige des Vorjahrs 2006

sowie die Einnahmen aus diesen Auftrigen.

Offentlichkeitsarbeit der Forschungsein-

richtungen der Innovationsallianz Baden-

Wirttemberg (ehem.: "Vertragsforschungseinrich-

tungen"):

13 wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen im Land
bilden die Innovationsallianz Baden-Wurttemberg, fur
die sie unter einem einheitlichen Logo firmieren. Die-
ses neue Logo ist Teil der verstirkten Offentlichkeits-
arbeit der Institute, insbesondere in Richtung auf

KMU.

Anhand ausgewdhlter Projektbeispiele wird der Nut-
zen fur die Wirtschaft, der von der Arbeit der Institute
ausgeht, in einer neuen Broschire des Wirtschaftsmi-

nisteriums dargestellt.

Der Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen
KMU und den Forschungseinrichtungen dienen auch
die im Abschnitt ,Gemeinsame Aktivititen von Wirt-
schafts- und Wissenschaftsministerium” erwihnten re-

gionalen Veranstaltungen.

3. Erhaltung der Leistungsfihigkeit der wirt-

schaftsnahen Forschungsinfrastruktur:

Fur die wirtschaftsnahen auferuniversitiren Forschungsein-
richtungen in Baden-Wirttemberg ist eine adiquate Un-
terbringung und Geriteausstattung Voraussetzung dafur, an
der Spitze des technologischen Fortschritts zu stehen und
Unternehmen mit erstklassigen Transferleistungen zu ver-

sorgen.

Im Mittelpunkt stehen dabei zum einen strategische Inves-
titionen. Diese betreffen Anbau- oder andere bauliche
Erweiterungsmafinahmen oder/und Geriteausstattung fur
den Aufbau neuer Arbeitsgebiete. Letzteres ist insbesonde-
re bei einem Institutsleiterwechsel der Fall; die Zusage
entsprechender Investitionen ist im Zuge von Berufungs-
verhandlungen ein wesentlicher Gesichtspunkt fir die
Entscheidung des zu Berufenden und ein wichtiges In-
strument fir die Gewinnung besonders fahiger Institutslei-

ter.

Zum anderen ist in den letzten Jahren zunehmend ein
Sanierungsbedarf bestehender Raumlichkeiten bzw. ein
Modernisierungsbedarf in der Geriteausstattung entstan-
den, der nicht aus der jihrlichen Grundfinanzierung bzw.
institutionellen Forderung gedeckt werden kann. Der
Rechnungshof hat bereits in seiner Beratenden Auflerung
aus dem Jahr 1999 darauf hingewiesen, dass die Investiti-
onskostenzuschisse insgesamt deutlich zuriickgegangen
sind und diese Reduzierung als bedenklich bezeichnet, weil
Modernisierungsmafinahmen und Ersatzinvestitionen, auf
welche gerade diese Institute fur den Erhalt ihrer Leis-
tungsfihigkeit dringend angewiesen seien, weitgehend
nicht durchgefihrt werden konnen. Die Landestegierung
hat zur Deckung des Investitionsbedarfs eine Investitions-
offensive beschlossen, die im Rahmen der Haushaltsaufstel-

lung fir das Jahr 2009 festgelegt werden soll.
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4. Europiischer Technologietransfer

Auf der Grundlage des neuen Programms der Europdischen
Union "Wettbewerbsfahigkeit und Innovation 2007 - 2013"
hat die Europdische Kommission die beratenden Unter-
nehmensdienstleistungen neu ausgeschrieben. Davon sind
insbesondere die bisherigen Euro Info Centres (EIC) und
die Innovation Relay Centres (IRC) betroftfen. Im Zuge
der Beratungen uber den Aufbau eines Netzwerks wurde
Ubereinstimmung tiber die Bildung eines Konsortiums
erzielt, weil auf diese Weise die von der Kommission ge-
forderten Dienstleistungen am effektivsten erbracht wer-
den koénnen. Das Netzwerk unter dem Namen BW-
Europe wird gebildet von den Industrie- und Handels-
kammern, den Handwerkskammern, dem Steinbeis-Europa-
Zentrum (SEZ), das KMU in den Themenbereichen Inno-
vation und Internationalisierung mit dem Schwerpunkt
Europa unterstitzt und berit, und dem Wirtschaftsministe-
rium. Bestehende Einrichtungen, die sich bewéhrt haben,
sollen nach Moglichkeit erhalten werden, mussen aber in
Zukunft enger zusammenarbeiten. Durch die Koordinie-
rung und Zusammenfihrung der verschiedenen Einrich-
tungen werden die Unternehmensberatungen kunftig ef-

fektiver ausgestaltet.

Das Wirtschaftsministerium beteiligt sich an den Kosten.
Es wird erwartet, dass das neue Konsortium mit groflerem
Potential und noch effizienter vor allem kleine und mittle-
re Unternehmen an die europdische Forschungsforderung
und somit an die Teilnahme an europdischen Forschungs-
projekten heranfiihren kann. Das im letzten Jahr gestartete
7. Rahmenprogramm der Europidischen Gemeinschaft fir
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstrati-
on (2007 bis 2013) bietet hierfir gute Ansitze und Mog-

lichkeiten.

GEMEINSAME AKTIVITATEN VON WIRT-
SCHAFTS- UND WISSENSCHAFTSMINIS-
TERIUM

1. Verbundforschung

Verbundforschungsprojekte, an denen mindestens zwei
mittelstindische Unternehmen und mindestens eine For-
schungseinrichtung/Hochschule beteiligt sind, dienen der
Bearbeitung und Losung vorwettbewerblicher Problemstel-
lungen, von deren Ergebnisse eine Breitenwirkung auf eine
Vielzahl von Unternehmen bzw. eine Branche erwartet

wird.

Die dem Land zur Verfigung stehenden Mittel zur Forde-

rung von Verbundforschung stammen aus 2 Quellen:

=  Dem Wissenschafts- und dem Wirtschaftsministerium
wurden im Rahmen der Zukunftsoffensive IV fur Ver-
bundforschung auf den Gebieten Materialforschung,
Produktionstechnik und Energieforschung insgesamt
18 Mio. Euro aus Mitteln der Landesstiftung zur Verfu-
gung gestellt. Im Rahmen einer ersten Ausschreibungs-
runde Ende 2006 sind insgesamt 18 Projekte mit einem
Gesamtvolumen von uber 12 Mio. Euro ausgewihlt
worden. Sie weisen 79 Beteiligungen von Unterneh-
men und 30 von Forschungseinrichtun-
gen/Hochschulen auf. 6 Projekte haben Themen aus
dem Bereich der Materialforschung, 8 aus dem Bereich
der Produktionstechnik, 4 aus dem Bereich der Ener-
gieforschung. 78 % der beteiligten Unternehmen haben
bis zu 100 Mio. Euro, 51 % bis zu 10 Mio. Euro Jahres-

umsatz.

Die Ausschreibungsrunde war von einer nur knappen
Uberzeichnung der Mittel und einer gegeniiber frithe-
ren Jahren geringeren Durchschnittszahl beteiligter
Unternehmen gekennzeichnet. Auch bedatf es oftmals
grofler Anstrengungen, die Unternehmen im Hinblick
auf die gemeinnutzigkeitsrechtlich bedingten, ein-

schrinkenden Rechteregelungen zu bewegen.
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®= Im Rahmen des Operationellen Programms zu EFRE
hat das Wirtschaftsministerium 4 Mio. Euro zur Forde-
rung von Verbundforschung vorgesehen. Die notwen-
dige Kofinanzierung wird dabei durch die notwendi-
gen Beitrige der Unternehmen und ggf. anderen 6f-
fentlichen Mitteln ubernommen, so dass keine ergin-
zenden Landesmittel notwendig sind. Bei der Forde-
rung gelten die EU-rechtlichen Bestimmungen in Ver-

bindung mit denen des Landes (LHO).

2. Forderprogramm "Junge Innovatoren":

Das gemeinsam von Wirtschaftsministerium und Wissen-
schaftsministerium durchgefihrte Programm der "Jungen
Innovatoren" wird fortgesetzt. Aus diesem Programm wer-
den Ausgrinder aus Forschungseinrichtungen und Hoch-
schulen gefordert, die sich in den Rdumen ihrer Hochschu-
le / Forschungseinrichtung auf die Grindung eines Unter-
nehmens vorbereiten und dabei auf die Ressourcen dieser

Einrichtung noch zugreifen konnen.

Im Jahr 2007 wurden insgesamt 26 Personen mit einem
Volumen von zusammen tber 600 Tausend Euro gefordert.
Eine Broschire uber das Programm und dessen bisherige

Forderwirkung wurde aufgelegt.

3. Clusterpolitische Aktivititen:

Die die Wettbewerbsfahigkeit bestimmenden Innovations-
prozesse konnen mafigeblich beschleunigt werden, wenn
Unternehmen, spezialisierte Dienstleister, Hochschulen,
wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen, Bildungseinrich-
tungen und die Offentliche Verwaltung eng in Clustern
zusammenarbeiten. Das Wirtschaftsministerium sieht im
Rahmen seiner Clusterpolitik eine ganz wesentliche Aufga-
be darin, Wissen, Menschen und Kapital in Zukunftsfel-
dern der wirtschaftlichen Nutzung zusammenzubringen,
um vorhandene Potenziale besser erschlieflen zu konnen.
Auch das Wissenschaftsministerium verfolgt mit der stirke-

ren Vernetzung der Kompetenzen aus Wissenschaft und

Wirtschaft und dem Aufbau neuer Kompetenznetze und
Technologieplattformen (s.0.) gezielt die Entwicklung zu-
satzlicher Clusterpotenziale und Synergien in strategisch
wichtigen Bereichen mit prognostizierten hohen Wert-

schopfungspotenzialen.

Folgende Fordermafinahmen laufen bereits bzw. zeichnen

sich ab:

= Mit regionalen Veranstaltungen durch Wirtschafts-
organisationen sollen Unternehmen an die Zusam-
menarbeit mit Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen herangefihrt werden. Diese Begegnungen un-
ter dem Motto "Wirtschaft trifft Wissenschaft" haben
eher aufschlieBenden Charakter und finden daher ganz
im Vorfeld einer etwaigen Netzwerk- bzw. Clusterbil-
dung statt, fihren aber ggf. darauf hin. Die Veranstal-

tungen sollen mit ESF-Mitteln gefordert werden.

®»  Der vom Wirtschaftsministerium initiierte umfassend
angelegte “Cluster-Dizlog Baden-Wiirttemberg" ent-

halt folgende Elemente:

- Unterstiitzung einer Cluster-Kultur der

Kooperation und Vernetzung

Das Land wird dazu beitragen, die Kommunikati-
on und Kooperation zwischen Unternehmen bzw.
der Wissenschaft und der Wirtschaft zu intensivie-
ren. Mit jihrlichen Foren zu unterschiedlichen
Schwerpunktthemen soll die Aktivierung zu-
kunftstihiger Cluster im Land vorbereitet und ge-
stirkt werden. Die erste dieser Veranstaltungen

hat am 4.12.2007 in Stuttgart stattgefunden.

*  Schaffung von Cluster-Plattformen

Wirtschafts- und Wissenschaftsministerium wer-
den nachfrageorientiert den weiteren Ausbau des
Informations- und Erfahrungsaustausches mit den
regionalen und landesweiten Clusterakteuren vo-
rantreiben und in enger Zusammenarbeit mit den

Praktikern die Clusterpolitik umsetzen.
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Erstellung einer Cluster-Landkarte Ba-

den-Wiirttemberg

Mit Unterstitzung des Instituts fiir Sidwestdeut-
sche Wirtschaftsforschung und in enger Zusam-
menarbeit mit den regionalen Akteuren wird der-
zeit vom Wirtschaftsministerium eine Cluster-
Landkarte Baden-Wirttemberg erstellt. Mit dieser
Cluster-Landkarte konnen alle Akteure Moglich-
keiten der Zusammenarbeit in den einzelnen
Clustern uber die Verwaltungsgrenzen hinweg
und mit den landesweiten Clustereinrichtungen

erkennen und initiieren helfen.

Formulierung einer Clusterstrategie:

Mit Unterstutzung der PROGNOS AG wird der-
zeit eine Strategie zur Stirkung der zukunftsfahi-

gen Cluster im Land entwickelt.

Nachdem in den vergangenen Jahren eine ganze
Reihe landesweit titiger Netzwerk- und Clusteror-
ganisationen entstanden sind (zB. Baden-
Whrttemberg: connected; MFG Medien- und
Filmgesellschaft Baden-Wurttemberg mbH; BI-
OPRO Baden-Wirttemberg GmbH; Photonics
Baden-Waurttemberg eV, Mikrosystemtechnik
Baden-Wurttemberg e.V.), sollen auf der Grund-
lage der Erkenntnisse der PROGNOS-Studie un-
ter Verwendung von Finanzmitteln aus dem EU-
Strukturfonds EFRE in der neuen Forderperiode
der weitere zielgerichtete Auf- und Ausbau von
Clusterpotenzialen und Cluster-Initiativen im

Land bzw. den Regionen gefordert werden.

In den Oberzentren Mannheim, Heilbronn, Pforz-
heim und Villingen-Schwenningen wird das Wirt-
schaftsministerium gemeinsam mit den Stidten auf
der Grundlage eines integrierten Stadtentwick-
lungskonzepts auch innovationsorientierte Projek-
te zur Stadtentwicklung mit EU-Mitteln in den

Jahren 2007 bis 2013 unterstutzen.

Unterstutzung heimischer Antragstel-

ler im Spitzencluster-Wettbewerb

Wirtschafts- und Wissenschaftsministerium haben
die baden-wurttembergischen Antragsinitiativen in
der ersten Forderrunde zum Spitzenclusterwett-
bewerb von Anfang an eng begleitet, indem sie
frihzeitig umfassend informiert und den Prozess
moderiert haben. Die Erstellung der Antrige wur-
de finanziell gefordert unter der Voraussetzung
entsprechender Komplementirmittel der in dem
Antragskonsortium beteiligten Unternehmen in

gleicher Hohe.

Am 11.03.2008 hat eine unabhingige Jury in einer
Vorauswahl insgesamt 12 Antragsskizzen zur Voll-
antragstellung aufgefordert. Hiervon stammen vier
Clusterinitiativen aus dem Land; eine weitere von
einem Unternehmen aus Rheinland-Pfalz einge-
reichte Initiative hat ihren Schwerpunkt in der
Metropolregion Rhein-Neckar (Heidelberg). Ba-
den-Wurttemberg war damit unter den Lindern
am erfolgreichsten und knipfte an den Erfolg in

der Exzellenzinitiative an.

Im Rahmen des Spitzencluster-Wettbewerbs wer-
den in drei Forderrunden maximal 200 Mio. Euro
pro Forderrunde (d.h. insgesamt 600 Mio. Euro)
fur die besten Cluster in Deutschland zur Verfu-

gung gestellt.

Wirtschafts- und Wissenschaftsministerium wet-
den die Entwicklung der Initiativen auch in der
zweiten und dritten Runde des Wettbewerbs fi-

nanziell unterstutzen.
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- Internationalisierung der Cluster in

Baden-Wirttemberg

Erstmalig hat das Wirtschaftsministerium Ende
November 2007 bei einem Workshop in Stuttgart
mit Vertretern aus der Lombardei, Rhone-Alpes
und Katalonien sowie aus Wales, Flandern und
der Greater Zurich Area Erfahrungen und Infor-
mationen zur Clusterpolitik ausgetauscht. Die Re-
gionen wollen voneinander lernen und internatio-
nale Leuchtturmprojekte entwickeln, die auf ande-

re Regionen ausstrahlen.

Bei der Weiterentwicklung bestehender Cluster-Initiativen
und dem Aufbau und der Entwicklung neuer Cluster geht
es darum, solche Bereiche zu identifizieren und voranzu-
bringen, von denen erhebliche Entwicklungspotenziale fur

das Land erwartet werden.

Dabei gehoren zu den bestehenden landesweiten Cluster-
Initiativen die Bereiche Automobil, Biotechnologie und
Lebenswissenschaften, IT und Medien. Als neue

Clusterthemen kommen z. B. Satelliten-Navigation, Visuali-

sierungstechnologien, Sicherheitstechnologien, Neue Mate-
rialien, hybrider Leichtbau und Technische Textilien, Er-
neuerbare Energien, Kreativwirtschaft und wissensintensive

Dienstleistungen in Betracht.

Zu diesem Thema werden Wirtschafts- und Wissen-
schaftsministerium in Kurze einen gemeinsamen Bericht

vorlegen.

4. Innovationsportal

Der Baden-Wirttembergische Industrie- und Handels-
kammertag und der Baden-Wurttembergische Hand-
werkstag haben die Forderung nach einem Internet-Portal
fur innovationsrelevante Informationen ('Innovationspor-
tal") erhoben. Ziel dieser Plattform soll es sein, das Auffin-
den von Informationen und Ansprechpartnern aus Wissen-
schaft, Forschung und Industrie zu Technologie- und Inno-
vationsfragestellungen fir Unternehmen in Baden-
Wirttemberg zu erleichtern. Derzeit wird mit Unterstit-
zung des Wirtschaftsministeriums eine Machbarkeitsstudie

erarbeitet.
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18


http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/
http://www.wm.baden-wuerttemberg.de/

	Eckpunkte der Innovations- und Technologiepolitik des Wirtschafts- und des Wissenschaftsministeriums Baden-Württemberg

